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Gegenüber den unterstellten volkseigenen Betrieben und 
Kombinaten legen die WB die Termine für die Ab­
führung von Amortisationen eigenverantwortlich fest. Die 
volkseigenen Kombinate verfahren in gleicher Weise ge­
genüber den Betrieben des Kombinates.

3. Spezielle Abführungen an den Staatshaushalt
3.1. Spezielle Abführungen an den Staatshaushalt sind:

a) Anteile des außerplanmäßig erzielten Exportergeb­
nisses (Abschnitt III Ziff. 2),

b) Gewinne, die nicht auf eigenen ökonomischen Lei­
stungen beruhen (Abschnitt III Ziff. 7),

c) Abführungen aus dem Investitionsfonds (Abschnitt IV 
Ziff. 3.2.),

d) Abführungen aus dem Gewinnfonds (Abschnitt V 
Ziff. 4), -

e) Abführungen aus dem Konto 417 (Abschnitt II Ziff. 4 
Buchst, b),

f) Abführungen aus dem betrieblichen Sammelkonto 
für die Tilgung von Grundmittelkrediten (Abschnitt IV 
Ziff. 5.2.),

g) Abführungen aus dem Konto „Umverteilung von 
Amortisationen“ (Abschnitt IV Ziff. 6.5.).

Die volkseigenen Betriebe haben diese Abführungen auf 
das Bankkonto „Spezielle Abführungen an den Staats­
haushalt“ des zuständigen wirtschaftsleitenden Organs 
vorzunehmen. Die volkseigenen Kombinate bzw. WB 
verfügen über die Bestände dieses Bankkontos nur für 
Abführungen an das zuständige Ministerium und für 
nachweisbar in Einzelfällen erforderliche Rückverrech­
nungen.
Die volkseigenen Kombinate bzw. WB führen Mittel 
an das zuständige Ministerium auf das Unterkonto /05 des 
Einzelplankontos mit der Bezeichnung „Spezielle Abfüh­
rungen an den Staatshaushalt“ ab.

3.2. Spezielle Abführungen gemäß Ziff. 3.1. sind durch die 
den Ministerien unterstellten volkseigenen Kombinate 
und WB vorzunehmen für
— Anteile des außerplanmäßig erzielten Exportergebnis- 
. ses zu den Terminen gemäß Ziff. 1.4.,

— Gewinne, die nicht auf eigenen ökonomischen Lei­
stungen beruhen, bis zum 18. Kalendertag des auf 
die Feststellung folgenden Monats,

— Abführungen aus dem Investitionsfonds, dem Sam­
melkonto für die Tilgung von Grundmittelkrediten, 
dem Konto „Umverteilung von Amortisationen“ und 
dem Gewinnfond^ bis zum 28. Februar des Folge­
jahres.

Gegenüber den unterstellten volkseigenen Betrieben und 
Kombinaten legen die WB die Termine und Bankkon­
ten für die Abführungen eigenverantwortlich fest. Die 
volkseigenen Kombinate verfahren in gleicher Weise ge-, 
genüber den Betrieben des Kombinates. „

4. Für volkseigene Betriebe, die in einem reduzierten Um­
fang planen13), legen die zuständigen Minister in Abstim­
mung mit dem Minister der Finanzen für die Abführung 
von Nettogewinn an den Staat und andere Abführungen 
eine geringere Anzahl Abführungstermine sowie längere 
Abrechnungszeiträume fest.

5. Übertragung zweckgebundener finanzieller Mittel auf 
Bankkonten ѣ
Die Mittel des Investitionsfonds, des Gewinnfonds, des 

' Reservefonds und des Verfügungsfonds sind auf geson­
derte Bankkonten zu übertragen. Die Übertragung dieser 
und anderer zweckgebundener finanzieller Mittel auf 
Bankkonten hat zu den in der Anlage 3 geregelten Ter­
minen zu erfolgen.

13) Anordnung vom 20. November 1974 über die Ordnung der Pla­
nung der Volkswirtschaft der DDR 1976 bis 1980 (Anlage zur An­
ordnung Methodische Festlegungen für die in reduziertem Um­
fang planenden Betriebe — Sonderdruck Nr. 755 c des Gesetz­
blattes —)

X,
Planung und Finanzierung der Kosten der WB 

und anderer wirtschaftsleitender Organe
1. Die VVB planen die Kosten für ihre Leitungs- und Ver­

waltungsaufgaben nach dem Prinzip strengster Sparsam­
keit unter Anwendung von Kostennormativen. Dabei 
darf die Höhe der für das Vorjahr geplanten Kosten nicht 
überschritten werden.

2. Als Kosten der WB sind zu planen
a) die personellen Kosten auf der Grundlage des vom 

zuständigen Minister bestätigten Stellenplanes und 
Lohnfonds,

b) die sächlichen Kosten unter Anwendung von Kosten­
normativen,

c) die Zuführung zum Kultur- und Sozialfonds in der 
vom jeweils zuständigen Minister vorgegebenen abso­
luten Höhe.

Sächliche Kosten sind die Aufwendungen für Abschrei­
bungen, Material, Verbrauch produktiver und nichtpro­
duktiver Leistungen sowie sonstige Kostenarten. Darunter 
fallen auch Kosten für Leistungen, die durch die VVB 
zur Erfüllung ihrer Leitungs- und Verwaltungsfunktion 
von unterstellten volkseigenen Betrieben sowie nach der 
wirtschaftlichen Rechnungsführung arbeitenden Einrich­
tungen14) zu gesetzlichen Preisen in Anspruch genommen 
werden. Leistungen, die aus zweckgebundenen Mitteln, 
wie Investitionsfonds, Fonds Wissenschaft und Technik, 
zu finanzieren sind, zählen nicht zu den sächlichen 
Kosten.

3. Zur Finanzierung der in Ziff. 2 genannten Kosten der 
VVB sind die planmäßigen eigenen Erlöse der VVB voll 
einzusetzen.
Planmäßige Kosten, die nicht durch die eigenen Erlöse 
der VVB gedeckt werden, sind durch Umlage (im folgen­
den WB-Umlage genannt) auf die unterstellten volks­
eigenen Betriebe und Kombinate zu finanzieren.
Die Höhe der WB-Umlage bedarf jährlich der Bestäti­
gung durch die zuständigen Minister.
Die zum 31. Dezember jedes Jahres nicht verbrauchten 
Mittel aus eigehen Erlösen und WB-Umlage sind in das 
Ergebnis der WB einzubeziehen und dem Gewinnfonds 
zuzuführen.

4. Für die Aufteilung der WB-Umlage auf die unterstellten 
volkseigenen Betriebe ist von den Generaldirektoren der 
VVB eine geeignete Bemessungsgrundlage, wie Waren­
produktion zu Betriebspreisen, Warenumsatz, Anzahl der 
Beschäftigten u. a., für einen Zeitraum von mehreren 
Jahren festzulegen.
Die WB-Umlage ist den volkseigenen Betrieben mit dem 
Plan in absoluter Höhe vorzugeben. Die Direktoren der 
den VVB unterstellten volkseigenen Kombinate legen die 
Bemessungsgrundlage für die Aufteilung der VVB-Urn- 
lage auf die volkseigenen Betriebe des Kombinates sowie 
jährlich mit den staatlichen Aufgaben die absolute Höhe 
je Betrieb des Kombinates fest.
Die volkseigenen Betriebe planen die WB-Umlange als 
Kosten. Die Kalkulation der WB-Umlage ist gemäß den 
Rechtsvorschriften 15) vorzunehmen.
Den volkseigenen Betrieben, Instituten und anderen Ein­
richtungen im Bereich der VVB ist nicht gestattet, Mit­
arbeiter, die Leitungs- und Verwaltungsaufgaben der 
VVB bzw. der Ministerien erfüllen, aus ihrem Lohnfonds 
zu bezahlen.

5. Die WB-Umlage ist durch die volkseigenen Betriebe 
in geplanter Höhe in monatlichen Teilbeträgen an die

14) Institute, wissenschaftlich-technische Zentren, Rechenzentren 
u. ä. Einrichtungen

15) Anordnung vom 1. November 1972 über die zentrale staatliche 
Kalkulationsrichlinie zur Bildung von Industriepreisen (GBl. II 
Nr. 67 S. 741)


